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AMT DER TIROLER LANDESREGIERUNG 

Präsidialabteilung WEG-Referat 
Zahl: 1256/122 

An das 
Bundesministerium fiir 
wirtschaftliche Angelegenheiten 

8 (SrJ� 4S0/J fE3-
412/ME 

A�OlO Innsbruck, am 23. März 1994 
Landhausplatz 
Teiefax: (0512) 508177 
Teiefon: (0512) 508 - 152 
Sachbearbeiter: Dr. Brandmayr 
DVR: 0059463 

Bitte in der Antwort die 
Geschäftszahl dieses 
SchreIbens anflihren 

Schwarzenbergplatz 1 
1015 Wie n 

�.��=:�:.�P.f 
Datum: 2 7. MRZ. 1994 

Verte,;t .g.�.: .. .. �.e!.!!....i9�tr .. � .. : 
il tc'�v:id€1 

Betreff: Entwurf einer Vereinbarung nach 
Art. 15a B-VG über die Einsparung von Energie; 
Stellungnahme 

Zu Zahl 551.380/16-VIII/1/94 vom 23. Februar 1994 

Zum übersandten Entwurf einer Vereinbarung nach Art. 15a B-VG über 

die Einsparung von Energie wird folgende Stellungnahme abgegeben: 

Zu Art. 5: 

Die Umschreibung des Begriffes "Kleinfeuerungen" im Abs. 1 sollte 

mit der-efltsprechenden Definition in dem ebenfalls in Vorbereitung 

stehenden Entwurf einer Vereinbarung nach Art. 15a B-VG über 

Schutzmaßnahmen betreffend Kleinfeuerungen harmonisiert werden. 

Zu Art. 9: 

Aus legistischen Überlegungen könnte diese Bestimmung wie folgt 

lauten: 

"Veränderungen (Verbesserungen), die der Senkung des Energiever­

brauches in Gebäuden dienen, die dem Mietrechtsgesetz, dem Woh-
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nungseigentumsgesetz 1975 oder dem WOhnungsgemeinnützigkeitsgesetz 

unterliegen, werden nach Maßgabe der wirtschaftlichen Vertretbar- , 

keit wie Erhaltungsausgaben zu behandeln sein." 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden unter einem der Par­

lamentsdirektion zugeleitet. 

Für die Landesregierung: 

Landesamtsdirektor 

PC-Dateiname: 1256122.DOC 
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Abschriftlich 

An alle Ämter der Landesregierungen 

gesondert an die Verbindungs stelle der Bundesländer 
beim Amt der Niederösterr. Landesregierung, Wien 

an das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst, Wien 

an das Präsidium des Nationalrates, Wien, 25 Ausf. 

an alle National- und Bundesräte in Tirol 

an das Büro des Föderalismusministers 

zur gefälligen Kenntnisnahme. 

Für die Landesregierung: 

F.d.R.d.A. : 

Dr. G s t r e i n  

Landesamtsdirektor 
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